Fraktion DIE LINKE in der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Offenbach – Presseerklärung vom 14.8.06

Zur Gefahr der Zusammenlegung der Berufsschulen in Offenbach 

Die Anzeichen mehren sich, dass die groß angelegte Untersuchung der beruflichen Schullandschaft in Offenbach durch das renommierte Fraunhofer-Institut bald Konsequenzen nach sich ziehen wird: Aus den vier beruflichen Schulen im Stadtgebiet sollen zwei werden. Rationalisierungen seien im Grundsatz zu begrüßen, meint Wolfgang Christian, Abgeordneter der Linksfraktion im Offenbacher Rathaus, aber er hält es für notwendig, in solchen Fällen 2 und 2 zusammenzuzählen.

Die Fraunhofer-Analyse, in Auftrag gegeben und finanziert von Stadt und Kreis Offenbach, ließ mit ihrem umfangreichen Fragekatalog erkennen, dass es um die Konzentration und Modernisierung im beruflichen Schulwesen ging. Die Schlussfolgerungen waren relativ offen gehalten, wurden aber dennoch von dem meisten Direktoren der betroffenen Schulen abgelehnt, denn die Vorschläge bezögen sich hauptsächlich auf Einsparungen und nicht um die Förderung eines zeitgemäßen Unterrichts zur besseren Qualifizierung in der beruflichen Bildung. „Wenn nur die finanzielle Sanierung das zentrale Motiv für Veränderungen ist und nicht die Qualifizierung der Auszubildenden, dann erreichen zwar Landrat und Oberbürgermeister ihre materielle Zielvorgabe, verfehlen aber den Kern einer jeglichen echten Reform im Bildungswesen, nämlich die notwendige Verbesserung der Lernleistungen“, erklärt Christian. „Zudem wird die Zusammenlegung erst möglich mit dem Bau des ‚Hauses des lebenslangen Lernens’ im Landkreis. Die Baukosten liegen bei etwa 5 Millionen und rentieren nur dann, wenn zusätzlich 1000 bis 1500 Schülerinnen und Schüler aus den Schulen der Stadt Offenbach abgezogen werden. Dies kollidiert jedoch in erheblichem Maß mit den Interessen Offenbachs, womit sich die Frage stellt, weshalb sich OB Schneider überhaupt auf das Vorhaben einlässt!“

Offenbach soll, wie das auch bei Fraunhofer angenommen wird, sich geburtenstark auf eine Einwohnerzahl von 140 000 bis 160 000 hin entwickeln. Hier wird auch ein solides und leistungsfähiges Schulwesen gebraucht. „Durch die Zusammenlegung der 4 beruflichen Schulen würden zwei Mammutschulen in der Innenstadt und auf dem Buchhügel die Anonymität innerhalb von Schüler- und Lehrerschaft in einem Maße steigern, dass die Bedürfnisse nach sozialer Nähe, Übersicht, inspirierender Arbeitsatmosphäre und Selbstständigkeit schwerlich zur Geltung kommen. Und das in einer Zeit, in der solche Intentionen gerade auch in der Arbeitswelt gefragt sind“, so Christian weiter. Die hessische Bildungspolitik verspreche unter anderem mehr Autonomie in den Schulen, indessen bewirke die Zusammenballung zweier an sich schon großer Schulen gegen den Willen der Betroffenen das genaue Gegenteil.

Daneben werde es weitere Verschlechterungen für alle Beteiligten geben: Man stelle sich Konferenzen mit mehr als 200 Lehrkräften vor, Schülervollversammlungen oder ein Schulsekretariat für über 4000 Schülerinnen und Schüler! Was soll im Rahmen einer solchen Massenorganisation eine Schulleitung noch pädagogisch leisten?

Ferner hätte die Stadt Offenbach keinen erkennbaren Nutzen, wenn Ausbildungsstandorte in den Landkreis verlagert würden. Vielmehr gebe sie freiwillig Bildungspositionen ab, die mit Ausnahme des Landrats weder die Handwerkskammer Rhein-Main, die Kreishandwerkerschaft, die Landes- und Kreisinnungen noch die Betroffenen als akzeptable Entscheidung ansehen. Selbst die Fraunhofer-Analyse gibt zu bedenken, dass die im Landkreis befindliche Max-Eyth-Schule die vergleichbar schlechtesten Verkehrsanbindungen im Kreisgebiet hat und sich somit eine erhebliche zeitliche Verlängerung der Anfahrtszeiten ergäbe.

Aus alledem zieht die Linksfraktion den Schluss, mit ihren Mitteln den Vorschlag von Oberbürgermeister und Landrat zur Zusammenlegung der Offenbacher Berufsschulen abzuwehren, und erwartet von der Koalition dieselbe Einsicht zur Wahrung der städtischen Interessen bei der beabsichtigten Umgestaltung des Berufsschulsektors sowie bei der Änderung des Schulentwicklungsplans.
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